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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Im Ständerat kam es in der 50. Legislaturperiode lediglich zu zwei Mutationen
(gegenüber total 26 im Nationalrat), die beide in der Sommersession 2019 vollzogen
wurden. 
Ivo Bischofberger (cvp, AI), der seit 2007 in der kleinen Kammer den Kanton Appenzell
Innerrhoden vertreten und 2016 den Ständerat präsidiert hatte, erklärte Anfang 2019
seinen Rücktritt aus der nationalen Politik. Der Ständerat des Ostschweizer Halbkantons
wird jeweils an der Landsgemeinde gewählt, die jeweils Ende April eines Jahres
stattfindet. Um eine Vertretung ohne Unterbruch zu garantieren, trat Bischofberger
also kurz vor dem eidgenössischen Legislaturende zurück. An seiner Stelle wurde in
ebendieser Landsgemeinde der amtierende Nationalrat und Landammann von
Appenzell Innerrhoden, Daniel Fässler (cvp, AI), gewählt.   
Die zweite Vereidigung leistete Benedikt Würth (cvp, SG), der im Mai als Nachfolger von
Karin Keller-Sutter, die 2018 in den Bundesrat gewählt worden war, zum St. Galler
Ständerat bestimmt worden war. Der amtierende Regierungsrat Würth hatte sich im
zweiten Wahlgang recht deutlich gegen die Konkurrenz durchgesetzt. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2019
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

In seiner Botschaft zum revidierten Bundesgesetz über die politischen Rechte schlug
der Bundesrat fünf hauptsächliche Neuerungen vor, die insbesondere die Organisation
der Nationalratswahlen betreffen, die aufgrund der zunehmenden Kandidierenden-
und Listenzahl sowie der wachsenden Zahl an Wahlberechtigten immer komplexer
geworden sei: (1) Unzulässige Doppelkandidaturen sollen auch nach der Meldefrist noch
gestrichen werden können. (2) Diese Meldefrist wird auf den August des Wahljahres
konzentriert, damit das Wahlmaterial spätestens vier Wochen vor dem Wahltag verteilt
werden kann. (3) Für die Erstellung einer Panaschierstatistik, die auf hohes Interesse
stösst, soll eine Gesetzesgrundlage geschaffen werden. (4) Ein weiterer
Revisionsvorschlag betraf die Nachzählung bei Volksabstimmungen, die auch bei sehr
knappen Ergebnissen nur dann angewendet werden soll, wenn Unregelmässigkeiten
glaubhaft gemacht werden können. Dieser Vorschlag war die Umsetzung einer
parlamentarischen Initiative von Rudolf Joder (svp, BE). (5) Zudem war eine
Gesetzesgrundlage vorgesehen, mit der Stimmberechtigte Urnengänge beobachten
sollten, um solche Unregelmässigkeiten zu melden. Weil die weiteren Vorschläge
(Differenzierung von Sammelfristen bei fakultativen Referenden zwischen Sammlung
und Stimmrechtsbescheinigung, gehashte (verschlüsselte) AHV-Nummern für
Nationalratskandidierende, Streichen der Berufsangabe von Kandidierenden) in der
Vernehmlassung auf Widerstand gestossen waren, nahm sie der Bundesrat in seiner
Botschaft nicht weiter auf. 

Als Erstrat beugte sich der Nationalrat über die Revision. Eintreten war unbestritten. Zu
diskutieren gab hingegen ein Antrag einer links-grünen Minderheit für einen
Automatismus für Nachzählungen – ein Punkt, der auch vom Bundesgericht so angeregt
worden war: Eine Nachzählung solle immer dann stattfinden, wenn die
gesamteidgenössische Differenz weniger als 0,1 Prozent betrage und das Ständemehr
durch Kantone mit deutlichen Entscheiden nicht bereits erreicht sei. Bisherige Lesart
des Bundesgerichtes war, dass ein sehr knappes Resultat immer auch eine
Unregelmässigkeit darstelle; allerdings sei vom Gesetzgeber zu präzisieren, was 'knapp'
sei. Die bürgerliche Ratsmehrheit liess sich allerdings nicht überzeugen und stimmte
für den bundesrätlichen Vorschlag und gegen einen Automatismus. Auf mehr
Unterstützung stiess ein Einzelantrag Marianne Streiff (evp, BE), der verlangte, dass auch
Unterlisten einer bei der Bundeskanzlei registrierten Partei von der Pflicht befreit
werden, mit der Einreichung des Wahlvorschlages auch noch Unterschriften von
Stimmberechtigten beilegen zu müssen. Zu diskutieren gab schliesslich, wie mit
überzähligen Namen auf einer Liste umgegangen werden soll. Der Antrag der
Kommissionsmehrheit, die lediglich mit Stichentscheid zustande gekommen war, wollte
in jenem Fall, in dem auf einer Liste mehr Namen vermerkt wurden als der Kanton Sitze
hat, die handschriftlich hinzugefügten Namen streichen, um die Kandidierenden auf
den hinteren Listenplätzen nicht zu bestrafen. Die Minderheit, die dem Vorschlag des

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN
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Bundesrates folgen wollte und sich letztlich durchsetzte, pochte hingegen auf die
Überlegung, dass der Wählerwille handschriftlich eher hervortrete und deshalb die
untersten gedruckten Namen auf einer Liste gestrichen werden sollen. Obwohl der
Bundesrat die Idee der Differenzierung der Sammelfristen nicht mehr in die Botschaft
aufgenommen hatte, plädierte eine Ratsminderheit für die Gültigkeit von
Unterschriften, die während der Sammelfrist eingereicht, aber erst nach der
Sammelfrist beglaubigt bei der Bundeskanzlei eintreffen. Das Hauptargument, das auf
der vorjährigen Diskussion um die Versäumnisse einzelner Gemeinden bei den letztlich
nicht zustande gekommenen Referenden gegen Doppelbesteuerungsabkommen
beruhte, war die Einschränkung des Referendumsrechts, wenn eine Unterschrift zwar
fristgerecht zustande käme, die Post oder eine Gemeinde aber zu langsam arbeite. Jene
Parteien, die mit Unterschriftensammeln Erfahrungen haben, stimmten diesem
Minderheitsantrag mehrheitlich zu: die SVP, die SP und die GP sagten mit 110 zu 76
Stimmen Ja. Gestrichen wurde dafür der Vorschlag des Bundesrates für eine
Beobachtung von Urnengängen durch Stimmberechtigte. Der so doch recht stark
abgeänderte Entwurf wurde mit 175 Stimmen einstimmig gutgeheissen. 

Der Ständerat beriet das Geschäft in der Sommersession. Wie die Mehrheit des
Nationalrates wollte auch die kleine Kammer keinen Automatismus für Nachzählungen
bei knappen Volksentscheiden. Nur ganz knapp verzichtete die kleine Kammer darauf,
wie ursprünglich vorgesehen die Berufsangaben der Kandidierenden bei den
Nationalratswahlen zu streichen. Die Kommissionsmehrheit argumentierte vergeblich,
dass es praktisch unmöglich sei, zu überprüfen, ob die Angaben auch wirklich
stimmten. Auch den Antrag Streiff (evp, BE) und den Vorschlag, die vorgedruckten und
nicht die handschriftlichen Namen auf einer Liste mit zu vielen Kandidierenden zu
streichen, hiess die kleine Kammer entsprechend den Vorschlägen der
Volksvertreterinnen und Volksvertreter gut. Sie schuf allerdings auch einige
Differenzen. So wurde ein Einzelantrag Ivo Bischofberger (cvp, AI) angenommen, der die
Voranmeldepflicht der Kandidierenden für Majorzkantone streichen wollte. Die Pflicht
zu Voranmeldungen mache in Einerwahlkreisen keinen Sinn. Zudem stellte sich der
Ständerat gegen die Differenzierung von Sammel- und Einreichefrist bei Volksbegehren.
Die kleine Kammer wollte vielmehr die Komitees in die Pflicht nehmen, die genügend
Zeit für die Einholung der Beglaubigungen einplanen müssten. Der in der Zwischenzeit
von der Bundeskanzlei ausgearbeitete Leitfaden für die Gemeinden und der Vorschlag
des Bundesrates, die Komitees gesetzlich zu verpflichten, die Unterschriftenlisten
laufend und nicht erst kurz vor Ablauf der Sammelfrist einzureichen, wurden begrüsst.
Damit lag die gleiche Differenz zwischen den Räten vor wie bei der 2012 von der SPK-NR
eingereichten Motion, die ebenfalls eine Differenzierung der Fristen gefordert hätte
und vom Nationalrat angenommen, vom Ständerat aber abgelehnt worden war. Weiter
schuf der Ständerat einen neuen Absatz, mit dem die im Nationalrat unbestrittene
Verlängerung der Fristen für die Ansetzung von Volksinitiativen nicht generell, sondern
nur in Wahljahren, dann aber um sechs Monate möglich sein soll. Schliesslich setzte
sich der Ständerat für die im Nationalrat abgelehnte Idee der Beobachtung von
Urnengängen ein. Auch der Ständerat hiess den so veränderten Entwurf einstimmig
gut.

In der ersten Runde der Differenzbereinigung gab der Nationalrat zumindest teilweise
nach. Er lenkte ein bei der Diskussion um die Differenzierung der Sammelfristen, die
letztlich auf eine Verlängerung der bisherigen Referendumsfrist von 100 Tagen
hinausgelaufen wäre. Die grosse Kammer unterstützte auch die Idee der Verpflichtung
der Komitees, gesammelte Unterschriften laufend für die Beglaubigung in den
Gemeinden einzureichen. Umgeschwenkt war hier die SVP, bei der die Mehrheit nun für
den Vorschlag des Ständerates stimmte. Zustimmung gab es in der grossen Kammer
auch für die Berücksichtigung der Besonderheiten der Einerwahlkreise und die
Fristverlängerung für die Behandlung von Volksinitiativen in Wahljahren. Allerdings
beharrte der Nationalrat auf seiner Ablehnung gegen die Beobachtung von
Urnengängen. Diese Differenz wurde dann im Ständerat knapp mit 23 zu 21 Stimmen
ausgeräumt. Die Ratsmehrheit folgte dabei der Kommissionsminderheit, die
argumentierte, dass die Beobachtung weiterhin möglich sei, aber nicht im Gesetz
verankert werden müsse. Es wäre ein Armutszeugnis, wenn die Vorlage aufgrund dieser
geringen Differenz noch scheitern würde. In den Schlussabstimmungen wurde das neue
Bundesgesetz im Nationalrat mit 172 zu 0 (bei 26 Enthaltungen aus der SP- und der GP-
Fraktion) und im Ständerat mit 38 zu 4 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) angenommen. 2
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Bei den Ständeratswahlen im Oktober ging es um die Besetzung von 41 Sitzen. Ihre
Ständeratssitze bereits besetzt hatten die Kantone Zug mit Peter Bieri (cvp) und Rolf
Schweiger (fdp) sowie Appenzell Innerrhoden mit Ivo Bischofberger (cvp). Zu einer
stillen Wahl kam es in Obwalden (Hans Hess, fdp) und in Nidwalden (Paul Niederberger,
cvp). In Appenzell Ausserrhoden, Glarus und Uri hatten die bisherigen Ständeräte keine
Herausforderer und wurden problemlos gewählt. Unverändert blieb die
Ständeratsvertretung auch in den Kantonen Schwyz, Graubünden, Schaffhausen,
Solothurn und Thurgau. 3

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Ivo Bischofberger wurde für den Kanton Appenzell Innerrhoden bereits im Frühling
gewählt. Traditionellerweise wird der Innerrhoder Ständerat an der Landsgemeinde
bestimmt. Die SVP, die sich gegen Bischofberger einsetzte, hatte im Ring nicht etwa
einen eigenen Kandidaten, sondern den regierenden Landammann Daniel Fässler (cvp)
als Gegenkandidat ausgerufen, der sich aber vom Vorschlag distanzierte. Bischofberger
wurde schliesslich im ersten Umgang mit nur wenigen Gegenstimmen gewählt. 4

WAHLEN
DATUM: 01.05.2011
MARC BÜHLMANN

Für die kleine Kammer fanden Wahlen für insgesamt 43 Sitze statt. Die Landsgemeinde
des Kantons Appenzell Innerrhoden hatte Ivo Bischofberger (cvp) bereits im Frühling im
Amt bestätigt. Konkurrenzlos und in stiller Wahl wieder für den Ständeratssitz bestellt
wurde Paul Niederberger (cvp) in Nidwalden und auch der designierte
Ständeratspräsident Hans Altherr (fdp, AR) wurde ohne Gegenkandidat gewählt. Der
Angriff der SVP und die Kandidaturen zahlreicher Kleinstparteien, welche die
medienwirksamen Personenwahlen für die kleine Kammer als Mobilisierungsinstrument
für die Nationalratswahlen nutzten, führten in den meisten anderen Kantonen jedoch
zu stark umkämpften Wahlen. Der verstärkte Wettbewerb resultierte in nicht weniger
als 13 zweiten Wahlgängen in den Kantonen AG, BE, LU, SG, SH, SO, SZ, TG, TI, UR, VD,
VS und ZH. Da sich in Luzern und im Wallis die Konkurrenz jeweils zurückzog, waren die
zweiten Wahlgänge dort allerdings obsolet geworden. Noch nie waren derart viele
zweite Umgänge nötig. Früher waren in den meisten Kantonen die Gewinner jeweils
häufig schon vor den Wahlen absehbar. Kam es 2003 noch lediglich vereinzelt zu
zweiten Wahlgängen, zeigte sich 2007 eine deutlich steigende Tendenz. Vor vier Jahren
kam es bereits in acht Kantonen (FR, LU, NE, SG, TI, VD, VS, ZH) zu zweiten Wahlgängen,
die allerdings in Luzern, Wallis und Freiburg in stiller Wahl erfolgten. Die Anzahl nötiger
zweite Wahlgänge bei den letzten neun ordentlichen Ständeratswahlen ergibt sich wie
folgt: 2007: 8; 2003: 6; 1999: 9; 1995: 8; 1991: 7; 1987: 6; 1983: 4; 1979: 4; 1975: 2. 5

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Mit den Sitzverschiebungen wurden auch zahlreiche neue Repräsentantinnen und
Repräsentanten nach Bern gewählt. Auf 81 der insgesamt 246 Sitzen sassen
Neugewählte. 38 zurückgetretene sowie 28 nicht wiedergewählte Nationalrätinnen und
Nationalräte sowie zwölf zurückgetretene und drei nicht wiedergewählte
Ständerätinnen und Ständeräte wurden ersetzt. Damit lag die Erneuerungsrate des
Parlaments bei 33% und war wesentlich höher als noch 2007 (28%; 69 Neugewählte). In
beiden Kammern wurde also rund ein Drittel des Personals ausgetauscht. Von den 15
neuen Ständeräten waren sieben vormals Nationalräte: Abate (fdp, TI), Bischof (cvp, SO),
Bruderer (sp, AG), Häberli-Koller (cvp, TG), Rechsteiner (sp, SG), Stöckli (sp, BE) und
Theiler (fdp, LU). Alle diese Werte lagen über dem langjährigen Durchschnitt: im Schnitt
treten 40 National- und 12 Ständerätinnen und -räte zurück. Zusätzlich werden
durchschnittlich 21 National- und drei Ständerätinnen und -räte nicht wiedergewählt
und im Mittel wechseln 5 Nationalrätinnen und -räte in den Ständerat. 6

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Auch im Kanton Solothurn konnten die Wählerinnen und Wähler aus so vielen
Kandidierenden auswählen wie noch nie. 22 Listen (2007: 13) mit total 141
Kandidierenden (2007: 81) bedeuteten auch im Nordschweizer Kanton Rekord. Nicht
nur die erstmalige Kandidatur der BDP und der GLP, sondern auch die CVP, die mit vier
Listen antrat – darunter erstmals mit der CVP 60+ – waren für die hohe Listenzahl
verantwortlich. Eine Premiere stellte auch die Internationale Liste der SVP dar. Die
zunehmende Zersplitterung der Parteienlandschaft widerspiegelte sich zudem im
Antritt der Tierpartei und der Vereinigung parteifrei.ch. Es kam in Solothurn zu

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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zahlreichen Listenverbindungen: die SP mit den Grünen, die FDP mit der BDP, die SVP
mit der EDU, und die CVP mit der GLP und der EVP gingen ein nicht immer inhaltlich,
wohl aber taktisch begründetes Wahlbündnis ein. Solothurn war einer der wenigen
Kantone, in denen der Frauenanteil unter den Kandidierenden gegenüber 2007 leicht
angestiegen war und zwar von 32,1% auf 34%. Allerdings wurde der Spitzenwert aus
dem Jahr 1995 (37,3%) nicht erreicht. Von den sieben Nationalratssitzen wurde lediglich
jener der zurückgetretenen Elvira Bader (cvp) frei. 

Obwohl weder die GLP (5%) noch die BDP (4,4%) genügend Stimmen für einen Sitz
erhalten hatten, spielten sie das Zünglein an der Waage, mussten doch alle arrivierten
Parteien aufgrund des Stimmengewinns der neuen Parteien Wählerverluste hinnehmen.
Zum Verhängnis wurde dies den Grünen, die nur noch auf 7,5% Wähleranteil kamen (-
2,5 Prozentpunkte). Sie verloren ihren vor vier Jahren gewonnen Sitz zugunsten der SP.
Abgewählt war Brigit Wyss, die noch 2010 Bundesratskandidatin der Grünen gewesen
war. Die SP, die von den grossen vier Parteien am wenigsten Wählerstimmen einbüsste
(-1,2 Prozentpunkte, neu: 18,3%), schickte Philipp Hadorn nach Bern. Knapp halten
konnte die CVP ihre beiden Sitze. Auch sie verlor 2,5 Prozentpunkte und lag mit 17,9%
Wähleranteil sogar noch hinter der FDP. Die Listenverbindung mit der GLP und der EVP
(1,5%, -0,3 Prozentpunkte) verhalf der CVP aber dennoch zur Verteidigung der beiden
Sitze. Für Elvira Bader wurde Stefan Müller gewählt. Für Pirmin Bischof, der für die
grosse Kammer bestätigt, im zweiten Wahlgang dann aber in den Ständerat gewählt
wurde (siehe unten), rutschte neu Urs Schläfli nach. Die FDP konnte ihren Sitz mit 18,4%
Wähleranteil auch dank der Listenverbindung mit der BDP problemlos halten, obwohl
sie 2,6 Prozentpunkte einbüsste. Einen noch stärkeren Einbruch musste die SVP
verkraften. Von 27,1% bei den Wahlen 2007 fiel sie auf 24,3% zurück. Sie blieb damit
aber stärkste Partei und konnte ihre beiden Sitze verteidigen. Die Verbindung der SVP
mit der neu antretenden EDU brachte nicht viel, da letztere lediglich 0,5%
Wählerstimmenanteil erzielte. Waren 2007 noch drei der sieben Solothurner
Abgeordneten Frauen, wurde 2011 nur noch eine Frau, Bea Heim, nach Bern geschickt.
Auch in Solothurn nahm mehr als die Hälfte der Stimmbürgerschaft ihr Wahlrecht wahr
(51,7%; 2007: 50,7%). 7

Die Ständeratswahlen im Kanton Appenzell Innerrhoden finden jeweils bereits im
Frühling des Wahljahres anlässlich der Landsgemeinde statt. Amtsinhaber und erneuter
Kandidat war CVP-Vertreter Ivo Bischofberger. Gegenkandidaturen zeichneten sich
keine ab. An der Landsgemeinde im April wurde Bischofberger denn auch mühelos
bestätigt. 8

WAHLEN
DATUM: 26.04.2015
ANDREA DENZ

Im Kanton Solothurn glich die Kandidatenliste für die Ständeratswahlen sehr stark
derjenigen von 2011. Die beiden amtierenden Vertreter Roberto Zanetti von der SP und
Pirmin Bischof von der CVP traten beide mit der Entschlossenheit an, ihre Mandate zu
verteidigen. Auf Seiten der Herausforderer präsentierte sich erneut SVP-Nationalrat
Walter Wobmann als rechtsbürgerliche Alternative. Neu für die FDP ins Rennen ging
Marianne Meister (SO, fdp). Sie trat als Unternehmerin und Präsidentin des
solothurnischen Gewerbeverbandes an. Nicht mehr zur Verfügung stand den
Freisinnigen Kurt Fluri (fdp, SO). Dessen klare Niederlage vier Jahre zuvor war in dieser
Deutlichkeit überraschend wie auch enttäuschend für den gestandenen Nationalrat und
seine Partei gewesen. Sie war zudem von historischem Ausmass, da in der abgelaufenen
Legislatur zum ersten Mal  seit Gründung des Bundesstaates 1848 kein Solothurner FDP-
Vertreter im Stöckli politisierte.
Trotz dieser für den Kanton Solothurn neuartigen Zusammensetzung wurde die
Wiederwahl der amtierenden Delegation als klar wahrscheinlichstes Szenario
betrachtet. Pirmin Bischof hatte sich in Bern als kompetenter Wirtschaftspolitiker
etabliert und wurde zuweilen auch schon als möglicher Bundesratskandidat gehandelt.
Roberto Zanetti galt – wie viele seiner Parteikollegen in der kleinen Kammer – als
typischer Vertreter des pragmatischen und eher gemässigten Flügels der SP. Die von
den Medien immer wieder als klassische „Brückenbauer“ betitelten Amtsinhaber
konnten sich somit relativ leicht von SVP-Kandidat Walter Wobmann abgrenzen. Der als
Hardliner bekannte Nationalrat hatte national nicht zuletzt durch sein Engagement für
die Minarettverbots-Initiative Bekanntheit erlangt. Trotzdem wurde er von seinen
Gegenspielern als bestgewählter Nationalrat des Kantons nicht unterschätzt. FDP-
Kandidatin Marianne Meister hatte gegen drei gestandene Bundespolitiker keinen
einfachen Stand. Ihrer Kampagne wurde dennoch ein überaus grosses Engagement
attestiert und auch anlässlich der Podiumsdiskussionen wurden ihr medial gute Noten

WAHLEN
DATUM: 15.11.2015
ANDREA DENZ
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verteilt. Sie positionierte sich als Vertreterin des kompromisslos wirtschaftsliberalen
Lagers innerhalb des Freisinns – anders als noch 2011 Kurt Fluri, welcher eher als der
Mitte zugewandt gilt. Ob es ihr gelingen würde, mit dieser Strategie grossflächig in den
Wählerteichen der Bisherigen zu fischen, wurde jedoch als fraglich betrachtet.

Im ersten Wahlgang tauschten die Amtsinhaber im Vergleich zu den letzten Wahlen ihre
Plätze: Konnte sich Zanetti 2011 bereits im ersten Wahlgang behaupten, so gebührte
diese Ehre nun Pirmin Bischof. Mit 50‘674 Stimmen übersprang der CVP-Ständerat das
absolute Mehr von 44‘077 Stimmen deutlich. Roberto Zanetti verpasst dieses mit 42‘421
Stimmen hingegen knapp . Dies war auch dem solothurnischen Wahlsystem
zuzuschreiben, welches die Hürde durch die Miteinberechnung der leeren Stimmen
hoch legt. Klar distanziert auf dem dritten Rang befand sich mit 29‘666 Stimmen SVP-
Nationalrat Walter Wobmann. Von diesem auf den vierten und letzten Rang verwiesen
wurde die FDP-Kandidatin Marianne Meister mit 25‘563 Stimmen. Nach diesem
enttäuschenden aber nicht unerwarteten Ergebnis zog sie sich zusammen mit ihrer
Partei aus dem Rennen um den Ständerat zurück.

Im zweiten Wahlgang machten Zanetti und Wobmann also den zweiten Ständeratssitz
unter sich aus. Zanetti galt als Amtsinhaber und aufgrund seines grossen Vorsprungs
aus dem ersten Wahlgang als klarer Favorit. Wobmann wurde kaum zugetraut, in
grossem Masse ausserhalb des SVP-Wählerpotenzials Stimmen zu holen. Seine
politische Ausrichtung am rechten Rand wurde auch dadurch unterstrichen, dass ihm
beispielsweise die FDP für den zweiten Wahlgang die Unterstützung verweigerte und
sich für Stimmfreigabe entschied. 
Im zweiten Umgang blieb denn die Überraschung auch aus. Roberto Zanetti konnte sich
im Vergleich zum 18. Oktober gar noch steigern und vereinte neu 47‘753 Stimmen auf
sich. Sein Konkurrent Walter Wobmann musste sich im Gegenzug mit nur noch 26‘214
Stimmen begnügen. Somit bestätigten die Solothurner Stimmbürger die 2011
begründete SP-CVP Formel im Stöckli mit beeindruckender Deutlichkeit. 9

Bei den Nationalratswahlen 2019 im Kanton Appenzell Innerrhoden galt es, den
freigewordenen Nationalratssitz von Daniel Fässler (CVP) zu besetzen. Fässler wurde
nach acht Jahren als Nationalrat im April von der Landsgemeinde als Nachfolger des
abtretenden Ivo Bischofberger in den Ständerat gewählt. Fässler trat sein Amt schon im
Juni an und reichte gleichzeitig seinen Rücktritt aus dem Nationalrat ein. Weil der
Kanton Appenzell Innerrhoden nur Anspruch auf einen Nationalratssitz hat, wird dieser
nach dem Majorzverfahren besetzt. Dies verunmöglicht ein Nachrutschen der Person
mit dem nächstbesten Resultat auf der Liste bei den letzten Wahlen wie es in anderen
Kantonen üblich ist. Da die Innerrhoder Regierung aber entschied, auf vorgezogene
Ersatzwahlen zu verzichten, blieb der Nationalratssitz des Halbkantons zwischen Juni
und den Wahlen im Oktober unbesetzt. 
Derweil brachten sich die Kandidaten für Fässlers Nachfolge in Stellung. Als erstes gab
SP-Parteipräsident Martin Pfister seine Kandidatur bekannt. Dieser wollte es nach zwei
erfolglosen Versuchen in Folge – er war sowohl 2011 als auch 2015 chancenlos geblieben
– noch einmal wissen. Als nächstes warf Regierungsrat Ruedi Eberle (SVP) seinen Hut in
den Ring. Eberle ist der «Säckelmeister», wie der Vorsteher des Innerrhoder
Finanzdepartements genannt wird. Die meisten Augen waren jedoch im Vorfeld auf die
Nomination der CVP gerichtet, da die CVP oder eine ihrer Vorgängerparteien seit jeher
den Nationalrat im Kanton Appenzell Innerrhoden stellt. Die Parteibasis hatte an ihrer
Nominationsversammlung Ende August die Wahl zwischen Statthalter und Vorsteherin
des Gesundheits- und Sozialdepartements Antonia Fässler und Alt-Säckelmeister
Thomas Rechsteiner. Die Parteibasis entschied sich schlussendlich mit 17 zu 3 Stimmen
dafür, Fässler auf den Schild zu heben. Ihre Wahl wäre historisch, hatte doch Appenzell
Innerrhoden noch nie eine weibliche Bundesparlamentarierin nach Bern entsandt.
Doch Rechsteiner gab sich nicht geschlagen. Trotz Kritik von seinen Parteikollegen
kündigte er an, auch ohne die Nomination der CVP seine Kandidatur aufrecht zu
erhalten. Er verteidigte seinen Entscheid damit, dass sich die Stimmen nicht zwischen
ihm und Fässler aufteilen würden, sondern eher zwischen ihm und Ruedi Eberle, der
ein ähnliches Profil habe wie er. So sei die Chance, dass die CVP den Sitz verteidigen
könne, grösser als ohne seine Kandidatur. Auch Fässler hatte im Übrigen vor der
Nominationsversammlung angekündigt, im Falle eines Entscheids der Parteibasis für
Rechsteiner ohne die Nomination der Partei anzutreten. Unterstützung bekam
Rechsteiner vom einflussreichen Innerrhoder Gewerbeverband, der Rechsteiner
offiziell nominierte, und von der FDP, welche ihn einstimmig für die Wahl empfahl.
Fässler wurde ihrerseits von der Gruppe für Innerrhoden (GFI) zur Wahl empfohlen. Da
beide kandidierende Christdemokraten intakte Wahlchancen hatten, befürchtete die
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CVP im Vorfeld, dass Eberle am Wahlsonntag zum lachenden Dritten avancieren könnte.
Letzterer sorgte durch seine Wahlplakate für Irritation im Wahlkampf. Die Parteien und
Verbände hatten sich nämlich im Frühjahr darauf geeinigt, keine Plakate aufzuhängen,
da man sich im kleinen Halbkanton ja kenne und sich Plakate deshalb erübrigen würden.
Eberle brach mit dieser Vereinbarung, wofür ihn die anderen Parteien stark kritisierten.

Am Wahltag setzte sich Thomas Rechsteiner (2014 Stimmen) klar durch. Auf den zweiten
Platz schaffte es überraschend Ruedi Eberle (1642), während sich die enttäuschte
Antonia Fässler (1446) mit Rang drei abfinden musste. Abgeschlagen auf dem letzten
Platz landete Martin Pfister (493). Rechsteiners Wahl war auch ein Erfolg für den
kantonalen Gewerbeverband, während die Niederlage für Fässler gleichzeitig auch ein
wenig eine Niederlage für die CVP war. Dies obwohl mit Rechsteiner ja trotzdem ein
CVPler gewählt wurde. Somit muss Appenzell Innerrhoden weiter auf seine erste
weibliche Vertretung im Bundeshaus warten. Doch zumindest in einem Aspekt war die
Wahl dennoch ein wenig historisch: Mit der Wahl von Alt-Säckelmeister Rechsteiner
endete die lange Tradition, dass der Nationalrat jeweils auch ein Mitglied der
Standeskommission – der Kantonsregierung – war. «Die Zeit der Doppelmandate ist
möglicherweise vorbei», meinte dazu CVP-Präsident Stefan Ledergerber. Die
Stimmbeteiligung stieg um satte 12 Prozentpunkte gegenüber 2015 und lag neu bei 48.7
Prozent. 10

Bei den Ständeratswahlen 2019 im Kanton Solothurn traten die bisherigen
Amtsinhaber, Roberto Zanetti (SP) und Pirmin Bischof (CVP), wie allgemein erwartet
erneut an, um ihre Mandate zu verteidigen. Beide wurden problemlos von ihren
Parteien nominiert. Herausgefordert wurden sie von einem Kandidaten-Trio. Die SVP
schickte ihren kantonalen Parteipräsidenten und Nationalrat Christian Imark ins
Rennen. Imark wurde einst mit 19 Jahren zum jüngsten Kantonsparlamentarier in
Solothurns Geschichte gewählt. Auch deshalb galt er lange als Wunderkind der
Solothurner SVP. Nach vier Jahren im Nationalrat und deren zwei als Parteipräsident
strebte er nun den Einzug in die kleine Kammer an. Die FDP nominierte ihren
Parteipräsidenten Stefan Nünlist. Nünlist konnte als persönlicher Mitarbeiter der
Bundesräte Jean-Pascal Delamuraz und Pascal Couchepin viel politische Erfahrung
vorweisen. Seit Mitte 2017 führte er die FDP Solothurn. Die Grünen setzten auf ihren
ehemaligen Parteipräsidenten Felix Wettstein. Er war der Partei von 2012 bis 2018
vorgestanden. Nun schielte er neben seiner Kandidatur für den Nationalrat auch auf
einen Sitz im Ständerat. Trotz der stattlichen Konkurrenz starteten die Bisherigen als
klare Favoriten ins Rennen. Aufgrund ihrer langjährigen Erfahrung als
Bundesparlamentarier und ihrer Bekanntheit im Kanton war von Beginn weg klar, dass
es für die Herausforderer schwierig werden würde, einen der beiden Sitze zu
übernehmen. Besonders die Wiederwahl von Pirmin Bischof schien zu keinem
Zeitpunkt ernsthaft in Gefahr zu sein. Die «Sonntagszeitung» hatte ihn im Wahljahr als
den zweiteinflussreichsten Schweizer Bundesparlamentarier eingestuft. Bischof hatte
nur einen heiklen Moment zu überstehen, als seine Rolle im Kantonalbankdebakel von
1994 in einem Artikel der «Wochenzeitung» zum wiederholten Mal thematisiert wurde.
Recherchen der «Woz» hätten gezeigt, dass Bischof im Anschluss an die
Kantonalbankpleite CHF 112'500 an Vergleichszahlungen getätigt habe. Bischof habe
vorher jahrelang bestritten, solche Zahlungen getätigt zu haben. Die SVP kritisierte
Bischof daraufhin scharf. Bischof meinte, nie bestritten zu haben, dass in diesem Fall
Geld geflossen sei. Zur Höhe der Vergleichszahlung wollte er sich nicht äussern. Für den
zweiten Aufreger im Wahlkampf sorgte die BDP, als sie darauf verzichtete, neben
Bischof auch FDP-Kandidat Nünlist zu unterstützen. Implizit begründete die BDP den
Entscheid mit dem Wechsel von zwei BDP-Kantonsräten zur FDP, den Nünlist mit
eingefädelt haben soll.

Am Wahlsonntag durfte sich einzig Pirmin Bischof bereits nach dem ersten Wahlgang
feiern lassen. Er holte 42'234 Stimmen und übertraf damit das absolute Mehr von
39'651 Stimmen. Als nächstes folgte Roberto Zanetti (37'465 Stimmen), der das absolute
Mehr jedoch um rund 2'000 Stimmen verpasste. Hinter den Führenden platzierten sich
Christian Imark (24'460), Felix Wettstein (19'794) und Stefan Nünlist (17'942). Während
die Resultate von Wettstein und Imark als Achtungserfolge gewertet werden können,
setzte es für Nünlist mit dem letzten Platz eine herbe Enttäuschung ab. Er zog sich
daraufhin aus Rennen zurück, was ihm Felix Wettstein kurze Zeit später gleich tat. 
Nachdem Pirmin Bischof bereits im ersten Wahlgang wiedergewählt wurde, kam es im
zweiten Durchgang somit zum Zweikampf zwischen Zanetti und Imark. Die Ausgangslage
präsentierte sich damit genau gleich wie 2015, als sich Zanetti im zweiten Durchgang
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deutlich gegen den SVP-Kandidaten Walter Wobmann durchzusetzen vermocht hatte.
Die FDP gab nach dem enttäuschenden Abschneiden ihres Kandidaten keine
Empfehlung für den zweiten Wahlgang ab. Auch die CVP empfahl keinen der beiden
Kandidaten, wobei Pirmin Bischof indirekt durchblicken liess, dass er gerne eine
weitere Legislatur mit Zanetti zusammenarbeiten würde. Deutlicher drückte sich der
Präsident der CVP Schweiz, Gerhard Pfister, aus. Er lobte Zanetti und kritisierte die
Solothurner SVP. Die fehlende Unterstützung durch die CVP und die FDP stiess der SVP
sauer auf. Sie bezeichnete die beiden Parteien als «Pseudobürgerliche». 

Auch der zweite Wahlgang brachte keine Überraschung. Roberto Zanetti holte 42'666
Stimmen und distanzierte seinen Konkurrenten Imark (27'243) damit um gut 15'000
Stimmen. Imark erzielte immerhin ein besseres Resultat als sein Parteikollege Wobmann
vor vier Jahren. Die Wahlbeteiligung fiel gegenüber dem ersten Wahlgang (44.2%) um
rund fünf Prozentpunkte und betrug noch 39.3 Prozent. Solothurn wählte somit zum
dritten Mal in Folge Roberto Zanetti und Pirmin Bischof in den Ständerat. 11

Ständeratsersatzwahlen

Daniel Fässler (pdc, AI), conseiller national et conseiller d'Etat, succède au conseiller
aux Etats Ivo Bischofberger (pdc, AI). Après douze ans à Berne, l'ancien président de la
Chambre des cantons a donné sa démission mi-janvier, afin de consacrer plus de
temps à ses loisirs. Daniel Fässler avait annoncé, déjà en novembre, qu'il ne souhaitait
pas exercer un mandat supplémentaire à l'exécutif cantonal. En février, il s'est porté
candidat pour remplacer Ivo Bischofberger. Trois semaines avant la Landsgemeinde, un
comité de citoyennes et citoyens a proposé, par le biais d'une annonce, l'ancien
conseiller d'Etat Thomas Rechsteiner (AI, pdc) comme alternative à la candidature de
l'actuel conseiller national. Lors de la Landsgemeinde, Daniel Fässler a été élu pour
représenter le canton. Assermenté au Conseil des Etats en juin, il faudra attendre les
élections fédérales pour que son siège à la Chambre du peuple soit à nouveau
occupé. 12
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Immerhin wurde das Ziel, stärkste Partei der kleinen Kammer zu bleiben, erreicht.
Allerdings mussten auch bei den Ständeratswahlen Verluste verkraftet werden. Mit
insgesamt dreizehn Mandaten präsentierte sich die CVP zwar um zwei Sitze stärker als
die FDP und SP (je elf Sitze), musste aber im Vergleich zu 2007 per Saldo zwei Mandate
abgeben. Den Urner Sitz hatte die Partei bereits bei den Ersatzwahlen 2010 an die GLP
verloren. Bei den ordentlichen Wahlen büsste sie zudem beide Sitze in den Kantonen
Schwyz und St. Gallen ein. In Schwyz konnte der langjährige Ständerat Bruno Frick
seinen Sitz nicht gegen die Angriffe der SVP halten. Im Kanton St. Gallen fiel der Sitz der
CVP der SP zu. Auch hier verteidigte mit Eugen David ein langjähriger Ständerat seinen
Sitz erfolglos. David trat nicht mehr zum zweiten Wahlgang an und mit ihrem
Ersatzkandidaten war die CVP gegen die Angriffe von links und rechts chancenlos. Dass
sie im Vergleich zu 2007 nicht drei Mandatsverluste beklagen musste, verdankte sie
Pirmin Bischof, der den Sitz der FDP im Kanton Solothurn erobern konnte. Ihre Sitze
verteidigen konnte die CVP zudem in den Kantonen Luzern (Graber), Nidwalden
(Niederberger), Zug (Bieri), Freiburg (Schwaller), Appenzell Innerrhoden (Bischofberger),
Tessin (Lombardi), Wallis (Fournier und Imoberdorf) und Jura (Seydoux). Neue CVP-
Kantonsvertreter verteidigten den Sitz ihrer Partei in den Kantonen Uri (Isidor
Baumann), Graubünden (Stefan Engler) und Thurgau (Brigitte Häberli). Chancenlos
waren die Christlichdemokraten in den Kantonen Zürich, Bern, Basel-Landschaft,
Aargau, Waadt, Neuenburg und Genf. 13
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